
Corona Pandemie: Force Majeure und Staatshaftung auf 
dem Prüfstand Das neuartige Coronavirus (SARS-CoV-2) hat sich in den vergangenen Wochen rasant in 

eine Vielzahl von Ländern verbreitet; auch die Schweiz ist stark betroffen. Am 28. Februar 2020 hat der Bundesrat des-

halb mit einem Verbot von Grossveranstaltungen reagiert. Welche Folgen haben die Epidemie und deswegen getroffene 

behördlichen Anordnungen für Vertragsparteien, welche aufgrund dessen ihren Pflichten nicht mehr nachkommen  

können? Trifft den Bund unter Umständen eine Haftung für finanzielle Schäden? 
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Epidemien und behördliche Notstands-
massnahmen: Force Majeure?

Ausgangslage

Je nach Ausmass und Gefährlichkeit 
einer Epidemie (bzw. Pandemie) kann der 
normale Wirtschaftskreislauf empfindlich 
beeinträchtigt werden ausgelöst entwe-
der durch behördliche Massnahmen 
einerseits und – im Extremfall – durch 
Panikreaktionen der Bevölkerung. 
Schweizer Unternehmen sind teilweise 
bereits von Lieferengpässen für 
bestimmte Produkte aus dem Ausland 
betroffen, die Unterbrechung gewisser 
Lieferketten ist mittelfristig nicht auszu-
schliessen. 

Für betroffene Unternehmen stellt sich 
die Frage nach den (Haftungs-)Folgen, 
etwa wenn sie wegen Ausfalls ihrer 
Zulieferer ihre Produkte nicht mehr  
fertigstellen, ihre Dienstleistungen nicht 
mehr erbringen oder wegen behördlicher 
Verbote Veranstaltungen nicht mehr 
durchführen können.

Gesetzliche Regelung

Während ausländische Rechtsordnungen 
für diese Fälle z.T. den Begriff der „Force 
Majeure“ (höhere Gewalt) verwenden, 
regelt das schweizerische Obligationen-
recht (OR) höhere Gewalt nicht ausdrück-
lich. Dennoch ist diese Figur in der Recht-
sprechung anerkannt und wird definiert 
als völlig aussergewöhnliches, unvorher-
sehbares und unabwendbares Ereignis, 

welches nicht der Risikosphäre bzw. Ver-
antwortung einer Partei zuzuordnen ist. 
Epidemien bzw. Pandemien neuartiger 
Krankheitserreger (anders als etwa sai-
sonal auftretende Krankheiten) fallen  
hierunter. Gleiches gilt entsprechend 
auch für behördliche Anordnungen als 
Folge von (befürchteten) Epidemien bzw. 
Pandemien.

Behördliche Notstandsmassnahmen 
unterscheiden sich von „normalen“ regu-
latorischen Risiken insofern, als Letztere 
gemeinhin als Umstand angesehen wer-
den, gegen welchen sich jede geschäfts-
tätige Partei grundsätzlich selbst ab-
sichern muss, welche also Teil des „ordi-
nary course of business“ darstellen.

Im Schweizer Recht gilt der Grundsatz 
„pacta sunt servanda“ – Verträge sind zu 
halten. Hierzu bestehen jedoch gewisse 
Ausnahmen: Gemäss Art. 119 OR muss 
etwa ein Schuldner eine Leistung nicht 
mehr erbringen, welche ohne sein Ver-
schulden – mithin durch Umstände, die er 
nicht zu beeinflussen vermag – unmöglich 
geworden ist. Höhere Gewalt führt mithin 
nicht automatisch zur Befreiung von der 
Leistungspflicht, sondern nur wenn diese 
die Leistungserbringung effektiv verun-
möglicht. Dabei können im Einzelnen 
Unsicherheiten darüber entstehen, wann 
dies der Fall ist:

So kann es sein, dass der übliche Zuliefe-
rer eines Schweizer Produkteherstellers 
aufgrund von Handelsbeschränkungen 

Nachdem auch in der Schweiz Coronavirus-Erkrankungsfälle nachgewiesen worden 

waren, hat der Bundesrat die aktuelle Situation am 28. Februar 2020 als «besondere 

Lage» gemäss Art. 6 Epidemiengesetz (EpG) eingestuft und zur Verhinderung einer 

unkontrollierbaren Ausbreitung des Virus per Verordnung ein Verbot von Grossveran-

staltungen mit mehr als 1‘000 Teilnehmern erlassen. Das Verbot gilt mindestens bis 

am 15. März 2020, eine Verlängerung oder gar Verschärfung erscheint absehbar. Die 

finanziellen Folgen von daraus resultierenden Absagen sind laut Veranstaltern enorm. 

Was für rechtliche Folgen ergeben sich, wenn Vertragsparteien aufgrund der Epidemie 

und/oder deswegen erlassener behördlicher Massnahmen ihren Pflichten nicht mehr 

nachkommen können? Wie können sie sich absichern? Trifft unter Umständen das 

Gemeinwesen eine Haftung für finanzielle Ausfälle? Im Nachfolgenden werden diese 

vordringlichen Fragen im Zusammenhang mit dem Coronavirus beleuchtet.
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nicht mehr liefern kann, während jedoch 
ein Konkurrent dies noch könnte. Wäre 
jedoch eine solche Alternativbeschaffung 
nur noch mit unverhältnismässigem Auf-
wand möglich (z.B. aufgrund stark er-
höhter Marktpreise), so kommt eine 
Befreiung des Produkteherstellers von 
der Leistungspflicht gestützt auf die sog. 
Clausula rebus sic stantibus in Betracht. 
Ein Fall von (objektiver) Unmöglichkeit 
i.S.v. Art. 119 OR würde etwa dann vorlie-
gen, wenn eine notwendige Maschinen-
komponente aufgrund weltweiter Knapp-
heit gar nicht mehr beschafft werden 
kann.

Das Veranstaltungsverbot im Besonde-
ren

Gemäss der aktuellen Anordnung des 
Bundesrates dürfen Veranstaltungen mit 
mehr als 1‘000 Teilnehmern vorläufig 
nicht mehr durchgeführt werden. Das am 
28. Februar 2020 erlassene Veranstal-
tungsverbot ist eine Notstandsmassnah-
me und gilt – jedenfalls bis sich die 
Marktakteure auf die neue Situation ein-
stellen können – als höhere Gewalt.

Die Veranstalter solcher Events können 
aufgrund behördlicher Notstandsanord-
nung den Besuchern, welche ein Ticket 
gekauft haben, die vertragliche Leistung 
(Durchführung der gebuchten Veranstal-
tung) nicht mehr erbringen. Für die Ver-
anstalter entfällt gemäss Art. 119 OR 
diesfalls die Pflicht zur Durchführung des 
Events. Umgekehrt müssen sie die 
bereits empfangene Gegenleistung 
(bezahlte Ticketpreise) zurückerstatten. 
Diese von Gesetzes wegen, mangels 
anderweitiger Vereinbarung geltende 
Rechtslage ist für Veranstalter insofern 
unbefriedigend: Ein Grossteil der Kosten 
für die Anlässe, welche während des vom 
Bundesrat mit sofortiger Wirkung ausge-
sprochenen Veranstaltungsverbots statt-
finden sollten, ist im Zeitpunkt der 
behördlich verordneten Absagen wohl in 
den meisten Fällen bereits angefallen. 
Inwieweit die Veranstalter diese Kosten 
auf Dritte (Zulieferer, Versicherer) abwäl-
zen können, ist im Einzelfall zu prüfen 
(vgl. bereits unser Newsletter Nr. 132 
vom 6. März 2020).

einer Unmöglichkeit bzw. Erschwerung 
der Erfüllung ausgegangen wird, welche 
den Schuldner von der Leistungspflicht 
dispensieren soll (z.B. bei Preissteige-
rung des zu beschaffenden Gutes von 30 
% oder erst bei genereller Unerhältlich-
keit auf dem Weltmarkt).

Für Organisatoren von Veranstaltungen 
ist eine Sistierung der vertraglichen 
Pflichten gemäss oben beschriebenem 
Force Majeure-Standardmodell wenig 
zielführend: Da die Veranstaltung (meist) 
an einem genau definierten Datum statt-
findet, steht für Organisatoren im Vorder-
grund, bei Absagen aufgrund höherer 
Gewalt bereits getätigte Investitionen und 
Aufwendungen nicht zu verlieren. Dazu 
könnte z.B. der Umfang der Erstattung 
von Ticketpreisen von der zeitlichen Nähe 
der (aufgrund höherer Gewalt notwendi-
gen) Absage zum Veranstaltungsdatum 
abhängig gemacht werden. Die zeitliche 
Staffelung der Reduktion der Ticketpreis-
erstattung erfolgt dabei idealerweise 
nach Massgabe der individuellen Auf-
wandsplanung des Events. Der Veran-
stalter darf – jedenfalls durch allgemeine 
Geschäftsbedingungen – seine bis zum 
Absagezeitpunkt getätigten Aufwen- 
dungen jedoch nicht vollumfänglich auf 
die Ticketkäufer überwälzen. Eine voll-
ständige Risikoüberwälzung in den AGB 
auf den Ticketkäufer würde von diesen 
beim Kauf kaum erwartet, womit die 
betreffende AGB-Klausel infolge Unge-
wöhnlichkeit nicht durchsetzbar sein 
dürfte. Der Veranstalter wird daher mit 
Vorteil in Abwägung anderweitiger Ab-
sicherungsmöglichkeiten (entsprechende 
Klauseln in Lieferantenverträgen, Event-
versicherungen etc.) eine angemessene, 
nach Absagezeitpunkt zeitlich gestaffelte 
Reduktion der Ticketpreiserstattung in 
den AGB festlegen.

Haftung des Bundes für behördliche 
Massnahmen?

Behördliche Massnahmen wie das vom 
Bundesrat verfügte Veranstaltungsverbot 
führen für die Betroffenen oftmals zu 
erheblichen finanziellen Einbussen. Ent-
sprechend stellt sich die Frage, ob der 

Vertragliche Absicherungsmöglichkei-
ten

In Handelsverträgen (und allgemeinen 
Geschäftsbedingungen, AGB) wird oft-
mals mit „Force Majeure“-Klauseln gear-
beitet, um die Risiken unvorhersehbarer 
Erfüllungsstörungen angemessen zwi-
schen den Vertragsparteien zu allozieren. 
Die Umschreibung des Tatbestands der 
„Force Majeure“ entspricht oftmals der 
abstrakten Begriffsdefinition gemäss 
schweizerischen Rechtsprechung (vgl. 
oben).

Teilweise folgt sodann eine beispielhafte 
Aufzählung, welche Ereignisse abgedeckt 
sind. Dabei wird häufig unterschieden 
zwischen „government action“ wie z.B. 
Embargos einerseits und „acts of god“ 
andererseits, wobei dann wiederum aus-
geführt wird, welche Ereignisse unter 
diese Kategorien fallen. Bisweilen wer-
den Epidemien ausdrücklich angespro-
chen. Behördliche Notstandsmassnah-
men fallen ohne weiteres unter „govern-
ment action“. Epidemien, selbst wo sie 
nicht ausdrücklich erwähnt werden, fal-
len in aller Regel unter die generelle Defi-
nition der Force Majeure und sind bereits 
dadurch abgedeckt.

Tritt ein Force Majeure-Ereignis auf, wel-
ches eine Partei an der ordentlichen 
Erfüllung hindert, so hat die davon 
betroffene Partei in der Regel die andere 
zu benachrichtigen und wird für die Dau-
er des Force Majeure-Ereignisses von 
der Erfüllung ihrer Leistungspflichten 
befreit. Während dieser Zeit ruht auch die 
Gegenleistungspflicht der anderen Partei. 
Dauert die Leistungsverhinderung über 
einen bestimmten Zeitraum an  
(typischerweise 2-3 Monate), so erhält die 
andere Partei ein vorzeitiges Kündi-
gungsrecht.

Force Majeure-Klauseln sollten, wie oben 
beschrieben, die darunter fallenden 
Ereignisse abstrakt definieren, jedoch zur 
Vermeidung von Unklarheiten zusätzlich 
eine möglichst detaillierte, beispielhafte 
Aufzählung enthalten. Die Rechtssicher-
heit kann zusätzlich dadurch gestärkt 
werden, dass spezifiziert wird, wann von 
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Bund für die daraus entstehenden finan-
ziellen Ausfälle haftet.

Die aktuellen Massnahmen des Bundes-
rates stützen sich auf Art. 6 des Epide-
miengesetzes (EpG) und wurden in Form 
einer Verordnung erlassen. Gemäss Art. 
189 Abs. 4 der Bundesverfassung können 
Akte des Bundesrates beim Bundesge-
richt nicht angefochten werden. Daher 
können die betroffenen Veranstalter die 
Massnahmen nicht direkt anfechten und 
auch keine aufschiebende Wirkung ver-
langen. Sie können die Rechtmässigkeit 
der Massnahmen folglich nur im Staats-
haftungsverfahren überprüfen lassen 
(vgl. Art. 12 Verantwortlichkeitsgesetz 
(VG) e contrario).

Ausserdem bestünde – selbst wenn eine 
Anfechtung der Massnahmen möglich 
wäre – die Problematik, dass bis zum 
rechtskräftigen Entscheid des Gerichts 
die betroffene Veranstaltung längst vor-
bei ist. Der Fall würde nicht entschieden 
da im Urteilszeitpunkt bereits gegen-
standlos. Immerhin dürfte sich das 
Gericht aber bei wiederkehrenden Veran-
staltungen mit der Angelegenheit befas-
sen, um ein Präjudiz für die Zukunft zu 
schaffen.

Gemäss Art. 64 EpG kann die Behörde, 
welche Massnahmen anordnet, Entschä-
digungen zusprechen, soweit die entste-
henden Einbussen nicht anderweitig 
gedeckt werden. Dies betrifft jedoch nur 
Fälle von Massnahmen gegen Einzelper-
sonen (z.B. Quarantäne, Ein- und Ausrei-
sebeschränkungen), nicht jedoch etwa 
Veranstaltungsverbote. Gemäss der all-
gemeinen Regelung zur Verantwortlich-
keit des Bundes (Art. 3 Verantwortlich-
keitsgesetz) haftet dieser für den Scha-
den, welcher ein Beamter in Ausübung 
seiner amtlichen Tätigkeit Dritten wider-
rechtlich zufügt. Bei der Anordnung von 
Notstandsmassnahmen verfügt die 
Behörde über ein breites Ermessen. Ein 
Veranstaltungsverbot wäre z.B. wohl nur 
dann widerrechtlich, wenn es sich als 
klar unverhältnismässig erweist. Selbst 
in einem solchen Fall würde ein Haf-
tungsanspruch von den Gerichten nur 
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dann gutgeheissen, wenn die Behörde 
mit der Anordnung der Massnahme eine 
qualifizierte Amtspflichtverletzung 
begangen hätte. Bei Epidemien ist die 
künftige Lageentwicklung sehr schwer 
prognostizierbar, der Spielraum bei nach-
gewiesener Gefährdung daher sehr weit. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es 
eher unwahrscheinlich, dass Gerichte 
gestützt auf die aktuellen Veranstal-
tungsverbote Entschädigungen zuspre-
chen würden.

Zusammenfassung

Epidemien neuartiger Krankheitserreger 
und gestützt darauf ergriffene Not-
standsmassnahmen wie das vom Bun-
desrat erlassene Veranstaltungsverbot 
stellen unter Schweizer Recht Fälle  
höherer Gewalt dar. Um finanzielle Ver-
luste wegen Ticketrückerstattungen zu 
minimieren, sollten sich Veranstalter ver-
traglich absichern, wobei der Regelungs-
ansatz vom individuellen Profil der Ver-
anstaltung abhängen sollte. Auch Versi-
cherungslösungen sollten in die Be- 
trachtung einbezogen werden. Der Bund 
wird jedenfalls in den meisten Fällen für 
die entstehenden wirtschaftlichen Schä-
den nicht haftbar gemacht werden kön-
nen.
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